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I 078/2011 (VWD)  
Interpellation Philipp Hadorn (SP, Gerlafingen): Industriepolitik im Kanton Solo-
thurn zur Vermeidung von Ereignissen wie bei der Sappi Biberist (11.05.2011) 
 
Die wirtschaftliche Entwicklung unseres Kantons wurde und wird immer noch geprägt von 
Basisindustrien. Diese sind in der Regel sehr energieintensiv. Offensichtlich gefährdet gerade 
die Entwicklung der Energiepreise Wachstum und Konkurrenzfähigkeit dieser Betriebe und 
damit eine grosse Anzahl von Arbeitsplätzen, die für unseren Kanton und die Menschen in 
unserem Kanton von enormer Bedeutung sind. 
Die öffentliche Hand (Kanton bei Alpiq, Gemeinden zum Teil bei lokalen und regionalen  
Energieproduzenten und –versorgern) ist traditionell Eigner oder Miteigner der Energiepro-
duzenten. Der Kanton ist in seiner Eignerrolle nach wie vor gebunden an den Volksbeschluss 
aus dem Jahr 1961, der mit der Beteiligung an der damaligen ATEL eine wirtschaftliche Ener-
gieversorgung zum Ziel hatte. 
Die Preispolitik der Energieproduzenten und -händler ist einer von mehreren Gründen, der 
die Zukunft dieser Basisindustrien in unserem Kanton ernsthaft gefährdet. Gleichzeitig trägt 
die öffentliche Hand viele der wirtschaftlichen Folgen von Betriebsschliessungen und Entlas-
sungen. 
Aktuell ist zudem festzustellen, dass gerade internationale Betriebe bei Überkapazitäten oder 
Restrukturierungsbedarf rasch Massnahmen bei Werken in der Schweiz anordnen, da diese im 
europäischen Vergleich aufgrund eines schwachen Arbeitnehmerschutzes rasch und be-
triebswirtschaftlich kostengünstig umzusetzen sind. 
Wir bitten den Regierungsrat deshalb, folgende Fragen zu beantworten: 
1. Die Basisindustrien in unserem Kanton gehören trotz energiesparenden Massnahmen zu 

den Energie-Grossverbrauchern. In den vergangenen Jahren hat diese Industrie in unserem 
Kanton massiv Arbeitsplätze abgebaut und Kapazitäten reduziert. Welche Bedeutung misst 
der Regierungsrat dieser Industrie und ihren Entwicklungsmöglichkeiten für unseren Kan-
ton zu? 

2. Welche Möglichkeiten sieht der Regierungsrat, diesen bedrängten Industriebranchen Un-
terstützung zu bieten? Gibt es solche Möglichkeiten im Bereich der Energiekosten? 

3. Welche Optionen sieht der Regierungsrat als (Mit-)Eigner von Energieproduzenten und  
–versorgern auf nachhaltige Lösungen zur Sicherung von Werkstandorten und Arbeitsplät-
zen hinzuwirken? Ist er gewillt, seinen Einfluss geltend zu machen und auszubauen? Ist der 
Regierungsrat auch bereit die Gemeinden, welche ebenfalls Energiewerke (mit-)besitzen, 
dazu anzuhalten, diese Strategie zu stützen? 

4. Mehrere Industriebetriebe erleb(t)en Eignerwechsel zu Konzernen, deren Entscheidzentra-
len ausserhalb der Schweiz liegen. Welche Chancen und Risiken sieht der Regierungsrat in 
dieser Entwicklung? Ist er gewillt, diese Entwicklungen zu beeinflussen und mit welchen 
Mitteln? 

5. Ist der Regierungsrat bereit, Anstrengungen zu unternehmen, damit der Arbeitnehmer-
schutz in der Schweiz ausgebaut wird und damit Betriebsschliessungsentscheide wie aktuell 
bei der Sappi nur erschwert umgesetzt werden können bzw. gar nicht angeordnet werden? 

6. Ist der Regierungsrat bereit, in Anbetracht der aufgeführten Entwicklungen für unseren 
Kanton eine Industriepolitik zu definieren? Wenn ja, welche strategischen Schwerpunkte 
und Ziele braucht es aus Sicht des Regierungsrates für eine „solothurnische Industriepoli-
tik“? 

 



Begründung (11.05.2011): Im Vorstosstext enthalten. 
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